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Preußiſche Gefekfammlung 


—— Nr. 26. 


Inhalt: Geſetz, betreffend die Losgeſellſchaften, die Veräußerung von Inhaberpapieren mit Prämien und 
den Handel mit Lotterieloſen, S. 175. — Staatsvertrag zwiſchen dem Königreiche Preußen und 
dem Herzogtume Sachſen⸗Meiningen zur Erweiterung und Abänderung des am 18. Juni 1868 
unterzeichneten Vertrags wegen Übertragung der Leitung der Grundſtückszuſammenlegungen und 
Hutablöſungen auf die Königlich Preußiſchen Auseinanderſetzungsbehörden, S. 178. — Bekannt- 
machung, betreffend die Ratifikation des zwiſchen Preußen und Sachſen⸗Meiningen am a. 1911 
vereinbarten Staatsverkrags zur Erweiterung und Abänderung des am 18. Juni 1868 unterzeichneten 
Vertrags wegen Übertragung der Leitung der Grundſtückszuſammenlegungen und Hutablöſungen auf 
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Regierungsamtsblätter veröffentlichen landesherrlichen Erlaſſe, Urkunden uſw., S. 183. 


(Nr. 11145.) Geſetz, betreffend die Losgeſellſchaften, die Veräußerung von Inhaberpapieren 
mit Prämien und den Handel mit Lotterieloſen. Vom 19. Juli 1911. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ꝛc, 


verordnen, mit Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtags der Monarchie, 
was folgt: 
81. 


Wer gewerbsmäßig in der Abſicht, andere auszubeuten, zur Beteiligung 
an Losgeſellſchaften auffordert oder ſich mit deren Bildung oder Geſchäftsführung 
befaßt oder wer gewerbsmäßig ſolche Losgeſellſchaften oder deren Bildung in 
anderer Weiſe wiſſentlich fördert, wird mit Gefängnis bis zu drei Monaten und 
zugleich mit Geldſtrafe von einhundert bis zu dreitauſend Mark oder mit einer 
dieſer Strafen beſtraft. 

Losgeſellſchaften im Sinne dieſes Geſetzes ſind Vereinigungen jeder Art, 
welche die Gewinnausſichten von Serien- oder Prämienloſen oder von Lotterie— 
oder Ausſpielungsloſen ausnutzen wollen. 


82. 

Die gleiche Strafe trifft denjenigen, welcher gewerbsmäßig in der Abſicht, 

andere auszubeuten: 

a) Anteile von Serien- oder Prämienloſen oder Urkunden, durch die ſolche 
Anteile zum Eigentum oder zum Gewinnbezug übertragen werden, 
feilhält, anderen überläßt oder zur Überlaſſung anbietet; 
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p) öffentlich oder in Mitteilungen, die für einen größeren Kreis von 
Perſonen beſtimmt ſind, unter dem Verſprechen der Stundung des 
Preiſes ſich erbietet, Serien⸗ oder Prämienloſe anderen zu überlaſſen. 
Der Stundung des Preiſes ſteht die Beleihung der Papiere gleich. 
Die gleiche Strafe trifft auch denjenigen, welcher gewerbsmäßig Geſchäfte 
der vorſtehenden Art wiſſentlich fördert. 


§ 3. 

Wer nach einer rechtskräftigen Verurteilung wegen Vergehens gegen §8 1 
oder 2 abermals gegen eine dieſer Vorſchriften verſtößt, wird mit Gefängnis von 
einer Woche bis zu ſechs Monaten und zugleich mit Geldſtrafe von dreihundert 
bis zu ſechstauſend Mark oder mit einer dieſer Strafen beſtraft. 


SA. 

Die Beſtimmungen des § 3 finden Anwendung, auch wenn die früheren 
Gefängnis⸗ und Geldſtrafen noch nicht oder nur teilweiſe vollſtreckt oder gezahlt 
oder ganz oder teilweiſe erlaſſen find; fie bleiben jedoch ausgeſchloſſen, wenn feit 
der Vollſtreckung oder Zahlung oder dem Erlaſſe der letzten Strafe oder ſeit 
Verjährung der Strafvollſtreckung bis zur Begehung der neuen Zuwiderhandlung 
drei Jahre verfloſſen ſind. 

8 5. 
f Wer Gewinne für bevorſtehende Ziehungen von Serien- oder Prämien⸗ 
loſen ohne Angabe der Zahl der an den Ziehungen teilnehmenden Stücke öffentlich 
oder durch Mitteilungen, die für einen größeren Kreis von Perſonen beſtimmt 


ſind, bekannt gibt, um zur Ausnutzung der Gewinnausſichten anzureizen, wird 
„mit Geldſtrafe bis zu einhundertfünfzig Mark beſtraft. 


§ 6. 

Wer ohne Ermächtigung der Lotterieverwaltung gewerbsmäßig Loſe oder 
Losabſchnitte der Königlich Preußiſchen Staatslotterie oder Urkunden, durch die 
Anteile an ſolchen Loſen oder Losabſchnitten zum Eigentum oder zum Gewinn⸗ 
bezug übertragen werden, feilhält, anderen überläßt oder zur Überlafjung an⸗ 
bietet, wird mit Geldſtrafe von einhundert bis eintauſendfünfhundert Mark beſtraft. 

Wer gewerbsmäßig geringere als die genehmigten Anteile oder Abſchnitte 
von ofen zu Privatlotterien oder Ausſpielungen oder Urkunden, durch die An- 
teile oder Abſchnitte dieſer Art zum Eigentum oder zum Gewinnbezug übertragen 
werden, feilhält, anderen überläßt oder zur Überlaffung anbietet, wird mit der 
gleichen Strafe beſtraft. f 

Auch denjenigen trifft dieſelbe Strafe, welcher ein Geſchäft der im Abſ. 1 
oder Abſ. 2 bezeichneten Art als Mittelsperſon fördert. 
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Wer gewerbsmäßig Loſe oder Losabſchnitte einer öffentlichen Lotterie oder 
Ausſpielung, welche nur für einen Teil des preußiſchen Staatsgebiets zugelaſſen 
iſt, außerhalb dieſes Gebiets feilhält, anderen überläßt oder zur Überlaſſung an⸗ 
bietet, obwohl die räumlich beſchränkte Zulaſſung aus dem Loſe erſichtlich iſt, 
wird mit Geldſtrafe bis zu einhundertfünfzig Mark beſtraft. 

Wer gewerbsmäßig Loſe oder Losabſchnitte einer außerpreußiſchen Lotterie 
oder Ausſpielung, welche nur in einer beſtimmten Anzahl mit behördlichem 
Stempel verſehener Loſe in Preußen zugelaſſen iſt, ohne dieſen Stempel feilhält, 
anderen überläßt oder zur Uberlaſſung anbietet, verfällt der gleichen Strafe, ſofern 
dieſe Beſchränkung der Zulaſſung der Lotterie aus dem Loſe erſichtlich iſt. 


§ 8. 

Jedes einzelne Zuwiderhandeln gegen die Vorſchriften dieſes Geſetzes, ins⸗ 
beſondere jedes einzelne Auffordern zur Beteiligung an Losgeſellſchaften, jede 
einzelne Verkaufs-, Überlaffungs- oder Vertriebshandlung, jedes einzelne Anbieten 
und jedes einzelne Veröffentlichen und Bekanntgeben von Gewinnen wird als 
beſonderes ſelbſtändiges Vergehen beſtraft, auch wenn die einzelnen Handlungen 
zuſammenhängen und auf einen einheitlichen Vorſatz des Täters oder Teilnehmers 
zurückzuführen ſind. 

Gegen denjenigen, welcher mehrere nach dieſem Geſetze ſtrafbare Hand⸗ 
lungen begangen hat, iſt auf eine Geſamtſtrafe zu erkennen, die in einer Er⸗ 
höhung der verwirkten ſchwerſten Strafe beſteht. 

Das Maß der Geſamtſtrafe darf den Betrag der verwirkten Einzelſtrafen 
nicht erreichen, auch einjähriges Gefängnis und zwanzigtauſend Mark Geldftrafe 
nicht überſteigen. a 

Dieſe Vorſchriften finden auch Anwendung, wenn, bevor eine auf Grund 
dieſes Geſetzes erkannte Strafe vollſtreckt, gezahlt, verjährt oder erlaſſen iſt, die 
Verurteilung auf Grund dieſes Geſetzes wegen einer ſtrafbaren Handlung erfolgt, 
die vor der früheren Verurteilung begangen war. 


. 

Dieſes Geſetz tritt am 1. Oktober 1911 in Kraft. 

Mit dem gleichen Tage werden das Geſetz, betreffend das Verbot des Privat⸗ 
handels mit Staatslotterieloſen, vom 18. Auguſt 1891 GGeſetzſamml. S. 353) und das 
Geſetz, betreffend den Handel mit Anteilen und Abſchnitten von Loſen zu Privat- 
lotterien und Ausſpielungen, vom 19. April 1894 (Geſetzſamml. S. 73) aufgehoben. 


$ 10. 

Auf die Abwickelung der Geſchäfte von Losgeſellſchaften findet das Geſetz 
inſoweit keine Anwendung, als die Mitglieder vor ſeiner Verkündung der Geſell⸗ 
ſchaft beigetreten ſind und die Geſchäfte innerhalb dreier Monate nach dem In— 
krafttreten erledigt werden. 
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Die Auszahlung von Gewinnen und die Rückzahlung von Beiträgen 
bleiben auch nach dieſem Zeitpunkte ſtraflos. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Balholm an Bord M. P. »Hohenzollern«, den 19. Juli 1911. 


(L. S.) Wilhelm. 


v. Bethmann Hollweg. Delbrück. Beſeler. v. Breitenbach. 
Sydow. v. Trott zu Solz. v. Heeringen. v. Dallwitz. Lentze. 


(Rr. 11146.) Staatsvertrag zwiſchen dem Königreiche Preußen und dem Herzogtume 
Sachſen⸗Meiningen zur Erweiterung und Abänderung des am 18. Juni 
1868 unterzeichneten Vertrags wegen Übertragung der Leitung der Grund— 
ſtückszuſammenlegungen und Hutablöſungen auf die Königlich Preußiſchen 
4. Februar 11 


Auseinanderſetzungsbehörden. Vom 51. Jad 


Men für wünſchenswert erachtet worden ift, diejenigen Aufgaben, welche 
durch den zwiſchen Preußen und Sachſen-Meiningen über die Bearbeitung von 
Auseinanderſetzungsgeſchäften im Herzogtume Sachſen-Meiningen durch Königlich 
Preußiſche Auseinanderſetzungsbehörden am 18. Juni 1868 abgeſchloſſenen Ver⸗ 
trag den preußiſchen Behörden übertragen worden ſind, zu erweitern und hin⸗ 
ſichtlich des Koſtenweſens einige Anderungen vorzunehmen, haben die zur Ver⸗ 
einbarung der dieſerhalb erforderlichen Beſlimmungen beſtellten Kommiſſare, 
nämlich 
für das Königreich Preußen: 
der Geheime Oberregierungsrat Julius Peltzer, 
der Geheime Legationsrat Dr. Paul Eckardt und 
der Geheime Finanzrat Dr. Felix Buſch, 
für das Herzogtum Sachſen-Meiningen: 
der Staatsminiſter Freiherr Rudolf von Ziller und 
der Vorſtand der Miniſterialabteilung des Innern, Geheime Staatsrat 
Karl Schaller, : 


folgenden Vertrag abgeſchloſſen: 


„„ IN 


Artikel 1. 
; Die Leitung der Grundſtückszuſammenlegungen und Hutablöſungen, ein- 
ſchließlich der Entſcheidung der dabei vorkommenden Streitigkeiten, ſowie die 
Bildung und Einrichtung von Waldgenoſſenſchaften aus den zu einer Zuſammen⸗ 
legung herangezogenen Grundſtücken während der Dauer eines Zuſammenlegungs⸗ 
verfahrens ſoll in dem Herzogtume Sachſen-Meiningen durch die für die um⸗ 
liegenden preußiſchen Landesteile dazu berufenen Königlich Preußiſchen Behörden, 
zur Zeit die Königliche Generalkommiſſion in Merſeburg und das Oberlandes⸗ 
kulturgericht in Berlin, ſowie in den dazu geeigneten Fällen durch das Reichs⸗ 

gericht in Leipzig erfolgen. 

Artikel 2. 

Die Königlich Preußiſchen Auseinanderſetzungsbehörden ſollen in den im 
Artikel 1 bezeichneten Geſchäften dieſelben Befugniſſe haben, welche ihnen in 
ähnlichen preußiſchen Angelegenheiten eingeräumt ſind. 

In Anſehung der Aufſicht und der Diſziplin gelten für die im Artikel 1 
bezeichneten Königlich Preußiſchen Behörden und deren Beamte ausſchließlich die 
preußiſchen Geſetze und Verordnungen. 

Artikel 3. 

Die Königlich Preußiſchen Auseinanderſetzungsbehörden haben dem Herzog— 
lichen Staatsminiſterium auf Verlangen über die Lage der einzelnen Angelegen- 
heiten jederzeit Auskunft zu geben. 

Soweit durch die Grundſtückszuſammenlegungen und die mit ihnen ver⸗ 
bundenen Ablöſungen oder durch die Bildung von Waldgenoſſenſchaften landes⸗ 
polizeiliche Intereſſen oder Intereſſen der Gemeinden betroffen werden, haben ſich 
die Königlich Preußiſchen Auseinanderſetzungsbehörden mit den zuſtändigen Her⸗ 
zoglich Sächſiſchen Verwaltungsbehörden, erforderlichenfalls mit dem Herzoglichen 
Staatsminiſterium, unmittelbar ins Einvernehmen zu ſetzen. 

Weiſungen, die das Herzogliche Staatsminiſterium zur Wahrung der vor- 
bezeichneten Intereſſen für erforderlich erachtet, werden durch Vermittelung des 
Königlich Preußiſchen Miniſters für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten erteilt. 


Artikel 4. 

Dem Verfahren und den Entſcheidungen ſollen die im Herzogtume Sachfen- 
Meiningen geltenden Geſetze und Verordnungen zu Grunde gelegt werden. Etwa 
beabſichtigte Anderungen dieſer Geſetzgebung ſind vor der Vorlage des Geſetz— 
entwurfs an den Landtag des Herzogtums Sachſen-Meiningen mit der General- 
kommiſſion zu Merſeburg in ihren Grundzügen zu vereinbaren. Die richterlichen 
Entſcheidungen der Königlich Preußiſchen Behörden ergehen unter der Formel: 

In Gemäßheit des zwiſchen Seiner Majeſtät dem Könige von 
Preußen und Seiner Hoheit dem Derzoge von Sachſen-Meiningen 
Februar 


abgeſchloſſenen Staatsvertrags vom Se 


h 


Artikel 5. 

Das Herzogtum Sachſen⸗Meiningen gewährt für die dem Preußiſchen Staate 
aus der Erfüllung dieſes Vertrags entſtehenden Koſten eine einmalige Pauſch⸗ 
vergütung von 50 (fünfzig) Mark für jedes Hektar der in Bearbeitung ge⸗ 
nommenen Fläche. Bei der ohne gleichzeitige Zuſammenlegung der belaſteten 
Grundſtücke erfolgenden Hutablöſung werden jedoch durch die Generalkommiſſion 
Pauſchſätze nach Maßgabe der für Nebengeſchäfte der Auseinanderſetzungsbehörden 
im Königreiche Preußen geltenden Koſtenvorſchriften bemeſſen und von der Herzog⸗ 
lichen Regierung bei Beendigung des Verfahrens eingezogen. Für die Bildung 
von Waldgenoſſenſchaften und die Neueinrichtung beſtehender Waldgenoſſenſchaften 
werden beſondere Koſten nicht erhoben. 

Die nach Abſ. 1 zu zahlende Pauſchvergütung iſt, vorbehaltlich endgültiger 
Regelung nach Schluß des Verfahrens, vorſchußweiſe in gleichen nach der vor- 
ausſichtlichen Dauer des Verfahrens bemeſſenen Jahresbeträgen abzuführen. Die 
vorausſichtliche Dauer des Verfahrens wird bei deſſen Beginne von der nach 
Artikel 1 mit feiner Leitung betrauten Königlich Preußiſchen Generalkommiſſion 
angegeben. 

In welchem Umfange die Beteiligten dieſe Pauſchvergütung der Herzog⸗ 
lichen Staatskaſſe zu erſetzen haben, bleibt der Beſtimmung der Herzoglichen 
Regierung vorbehalten. 

Artikel 6. 

Durch den Pauſchſatz von 50 Mark (Artikel 5) gelten diejenigen Koſten 
als erſetzt, welche nach § 2 des preußiſchen Geſetzes über das Koſtenweſen in 
Auseinanderſetzungsſachen vom 24. Juni 1875 (Preußiſche Geſetzſamml. S. 395) 
zu den allgemeinen Regulierungskoſten gehören, insbeſondere ſämtliche Auslagen 
der preußischen Behörden, darunter auch die Ausgaben für Zeugen und Sach⸗ 
verſtändige mit Einſchluß der Abſchätzer (Boniteure). 

Andere bei der Durchführung des Verfahrens den preußiſchen Ausein⸗ 
anderſetzungsbehörden entſtehende Koſten ($$ 4, 5 des oben angeführten Geſetzes 
vom 24. Juni 1875) ſind von den Beteiligten der preußiſchen Staatskaſſe zu 
erſtatten. a 

Artikel 7. 8 


Auf die Berechnung der Entſchädigung der Sachverſtändigen und Zeugen 
ſowie auf die Berechnung derjenigen beſonderen Koſten, welche in einer unter 
Artikel 1 fallenden Sache den Beteiligten zur Laſt liegen, finden die preußiſchen 
Vorſchriften über das Koſtenweſen in Auseinanderſetzungsſachen Anwendung. 

5 Die nach Artikel 1 zuſtändige Königlich Preußiſche Generalkommiſſion iſt 
befugt, die im Abſ. 1 bezeichneten, den Beteiligten zur Laſt fallenden beſonderen 
Koſten niederzuſchlagen, falls ſie nicht beizutreiben ſind. 

Die niedergeſchlagenen Koſten ſind, ſoweit ſie von Staatsangehörigen des 
Herzogtums geſchuldet werden und in baren Auslagen beſtehen, von der Herzog— 
lichen Staatskaſſe der betreffenden preußiſchen Kaſſe zu erſtatten. 


= 181-7 


Artikel 8. 

Die Beſtimmungen der Artikel 5 bis? finden auf die am 1. Dezember 1910 
bereits anhängigen, in dem anliegenden Verzeichnis aufgeführten Auseinander⸗ 
ſetzungsſachen keine Anwendung. Für dieſe ſind vielmehr die im Königreiche 
Preußen wegen der Koſten in Auseinanderſetzungsſachen geltenden Vorſchriften 
auch fernerhin maßgebend. Die Herzogliche Staatskaſſe gewährt jedoch dem 
Preußiſchen Staate für die ihm aus der Durchführung dieſer Sachen entſtehenden 
Koſten während der Dauer von 10 Jahren einen Zuſchuß von jährlich 20 000 
(geſchrieben: zwanzigtauſend) Mark, der das erſte Mal im Jahre 1911, das 
letzte Mal im Jahre 1920 an die preußiſche Staatskaſſe abzuführen iſt. 


Artikel 9. 

Dieſer Vertrag ſoll ratifiziert werden; die Ratifikationsurkunden ſollen in 
Berlin ausgewechſelt werden. 

Artikel 10. 

Dieſer Vertrag tritt einen Monat nach der Auswechſelung der Ratifikations— 
urkunden in Kraft. 

Mit dieſem Zeitpunkte tritt der Vertrag vom 18. Juni 1868 außer Kraft. 

Die Kündigung des gegenwärtigen Vertrags iſt nicht vor dem Ablaufe 
von 15 Jahren zuläſſig. Von da ab kann jeder der vertragſchließenden Teile 
nach einjähriger Kündigung vom Vertrage zurücktreten. 

Sobald die Kündigung dieſes Vertrags erfolgt iſt, dürfen Anträge auf 
Grundſtückszuſammenlegungen von den Königlich Preußiſchen Auseinanderſetzungs⸗ 
behörden nicht mehr angenommen werden. Die bereits anhängig gewordenen 
Zuſammenlegungen der Grundſtücke und die damit verbundenen Hutablöſungen 
ſind nach den Beſtimmungen dieſes Vertrags durch die preußiſchen Behörden zu 

Ende zu führen. 
; Artikel 11. 

Falls eine Anderung der Organifation oder der Zuſtändigkeit der Königlich 
Preußiſchen Auseinanderſetzungsbehörden oder im Koſtenweſen eintreten und ſich 
hierdurch eine Anderung von Beſtimmungen dieſes Staatsvertrags oder deſſen 
Ergänzung als nötig erweiſen ſollte, erfolgt dieſe durch Vereinbarung zwiſchen 
den beiderſeitigen Staatsminiſterien. Jedoch kann auf dieſem Wege weder eine 
Erhöhung der in den Artikeln 5 und 8 beſtimmten Pauſchvergütungen noch eine 
Beſchränkung des Umfanges der Koſten, welche nach Artikel 6 als durch die 
Pauſchvergütung erſetzt zu gelten haben, ſtattfinden. Die Vereinbarung iſt in 
derſelben Weiſe bekannt zu machen wie der Staatsvertrag. 

Zu Urkund deſſen haben die beiderſeitigen Kommiſſare dieſen Vertrag unter⸗ 
zeichnet und ihr Siegel beigedrückt. ö 

Berlin, den 4. Februar 1911. Meiningen, den 31. Januar 1911. 


(L. S.) Peltzer. (L. S.) Fehr. v. Ziller. 
(L. S.) Eckardt. (L. S.) Schaller. 
(L. S.) Buſch. 
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Verzeichnis 


der am J. Dezember 1910 im Herzogtume Sachſen⸗Meiningen 
bereits anhängigen Zufammenlegungsfachen. 


Bezeichnung der Sache Größe des 
. Zuſammen⸗ 
Ort Kreis Aktenzeichen ange 
1a 
Behrungen Hildburghauſen B. 7 1152 
Herpf (Hauptflur) Meiningen II. 28 684 
Heldburg Hildburghauſen H. 29 634 
Solz Meiningen S. 29 396 
Sülzfeld Meiningen S. 30 612 
Leimrieth Hildburghauſen 5 13 332 
Melkers Meiningen M. 19 223 
Bauerbach Meiningen B. 24 236 
Pfersdorf Hildburghauſen 3 555 
Metzels Meiningen M. 20 627 
Gellershauſen Hildburghauſen G. 19 610 
Schwickershauſen Meiningen Ss. 31 374 
Wolfmannshauſen Hildburghauſen W. 24 636 
Mehmels Meiningen M. 21 330 
Haina Hildburghauſen Er 995 
Wallrabs Hildburghauſen W. 26 251 
Geba Meiningen G. 20 214 
Goßmannsrod Hildburghauſen G. 21 218 
Waſungen Meiningen W. 27 965 
Einödhauſen Meiningen 2. 13 80 
Schwabhauſen Hildburghauſen S. 34 113 
Dueienfeld Meiningen Q.1 729 
Bonndorf Meiningen B. 25 50 
Wahns Meiningen W. 28 294 
Weſtenfeld Hildburghauſen W. 29 590 
Möckers Meiningen M. 22 9 
Lindenau Hildburghauſen L. 10 480 
Gleichamberg Hildburghauſen G. 22 470 
Herbartswind Hildburghauſen H. 32 200 
Ebenhards Hildburghauſen E. 14 240 
Utendorf Meiningen U. 6 618 
Rieth Hildburghauſen R. 18 726 
Saalfeld a. S. Saalfeld a. S. S. 36 5 
Pößneck Saalfeld a. S. mal 7 
Helmers Meiningen H. 33 125 


Sufanmen.. 14 780 


ea kehren 


(Nr. 11147.) Bekanntmachung, betreffend die Ratifikation des zwiſchen Preußen und Sachſen⸗ 
Meiningen am 31. Januar /4. Februar 1911 vereinbarten Staatsvertrags 
zur Erweiterung und Abänderung des am 18. Juni 1868 unterzeichneten 
Vertrags wegen Übertragung der Leitung der Grundſtückszuſammenlegungen 
und Hutablöſungen auf die Königlich Preußiſchen Auseinanderſetzungs⸗ 
behörden und die Auswechſelung der Ratifikationsurkunden. Vom 
15. Auguſt 1911. 


IB}: zwiſchen Preußen und Sachſen⸗Meiningen am 31. Januar/4. Februar 1911 
vereinbarte Staatsvertrag zur Erweiterung und Abänderung des am 18. Juni 1868 
unterzeichneten Vertrags wegen Übertragung der Leitung der Grundſtückszu⸗ 
ſammenlegungen und Hutablöſungen auf die Königlich Preußiſchen Auseinander⸗ 
ſetzungsbehörden iſt ratifiziert worden. Die Ratifikationsurkunden ſind heute in 
Berlin ausgewechſelt worden. 


Berlin, den 15. Auguſt 1911. 


Der Miniſter der auswärtigen Angelegenheiten. 
In Vertretung: 
v. Kiderlen-Waechter. 


— —— ——— 


Bekanntmachung. 


Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 (Geſetzſamml. S. 357) find 
bekannt gemacht: a : 

1. der Allerhöchſte Erlaß vom 30. Mai 1911, betreffend die Verleihung 
des Enteignungsrechts an die Stadt Cöln für die Sanierung des Stadt⸗ 
teils zwiſchen Friedrich⸗Wilhelm⸗Straße und Saſſenhof, durch das Amts— 
blatt der Königl. Regierung zu Cöln Nr. 28 S. 227, ausgegeben am 
12. Juli 1911; 

2. das am 10. Juli 1911 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Drainage⸗ 
genoſſenſchaft Meyerhof in Meyerhof im Kreiſe Labiau durch das Amts⸗ 
blatt der Königl. Regierung zu Königsberg Nr. 34 S. 547, ausgegeben 
am 24. Auguſt 1911; 

3. der Allerhöchſte Erlaß vom 19. Juli 1911, betreffend die Verleihung 
des Enteignungsrechts an den Landkreis Elbing für den Bau einer 
Chauſſee von der Fuhrgaſſe in Elbing durch die Gemarkungen Witten⸗ 
felde, Strauchmühle, Teichhof und Groß Weſſeln bis zur Provinzial⸗ 
chauſſee Elbing-Königsberg, durch das Amtsblatt der Königl. Regierung 
zu Danzig Nr. 33 S. 318, ausgegeben am 19. Auguſt 1911; 
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4. das am 19. Juli 1911 Allerhöchſt vollzogene Statut für den Ent- und 
Bewäſſerungsverband Groß Zünder-Niederfeld im Danziger Deichverbande 
zu Groß Zünder im Kreiſe Danziger Niederung durch das Amtsblatt der 
Königl. Regierung zu Danzig Nr. 33 S. 307, ausgegeben am 19. Auguſt 
1911; 

5. das am 19. Juli 1911 Allerhöchſt vollzogene Statut für den Ent- und 
Bewäſſerungsverband Fürſtenau im Marienburger Deichverbande zu 
Fürſtenau im Kreiſe Elbing durch das Amtsblatt der Königl. Regierung 
zu Danzig Nr. 33 S. 312, ausgegeben am 19. Auguſt 1911; 

6. das am 25. Juli 1911 Allerhöchſt vollzogene Statut für den Ent- und 
Bewäſſerungsverband Groß Zünder-Kuhwieſen im Danziger Deichverbande 
zu Groß Zünder im Kreiſe Danziger Niederung durch das Amtsblatt der 
Königl. Regierung zu Danzig Nr. 34 S. 323, ausgegeben am 26. Auguſt 
1911; 

7. das am 25. Juli 1911 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Buchwalder 
Entwäſſerungsgenoſſenſchaft in Buchwald im Kreiſe Schroda durch das 
Amtsblatt der Königl. Regierung zu Poſen Nr. 34 S. 535, ausgegeben 
am 22. Auguſt 1911; | 

8. der Allerhöchſte Erlaß vom 25. Juli 1911, betreffend die Verleihung 
des Enteignungsrechts an die Stadtgemeinde Schöneberg für die Anlage 
eines Entwäſſerungsgrabens ſüdlich der Chauſſee Deutſch Wuſterhauſen — 
Ragow, durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Potsdam und 
der Stadt Berlin Nr. 34 S. 645, ausgegeben am 25. Auguſt 1911; 

9. der Allerhöchſte Erlaß vom 25. Juli 1911, betreffend die Verleihung 
des Enteignungsrechts an die Stadtgemeinde Berlin für die bebauungs⸗ 
planmäßige Freilegung der Margaretenſtraße, durch das Amtslatt der 
Königl. Regierung zu Potsdam und der Stadt Berlin Nr. 34 S. 649, 
ausgegeben am 25. Auguſt 1911; 

10. der am 7. Auguſt 1911 Allerhöchſt vollzogene Nachtrag zu dem Statute 
für den Alt Paſſarger Deichverband vom 19. März 1856 durch das 
Amtsblatt der Königl. Regierung zu Königsberg Nr. 35 S. 561, aus: 
gegeben am 31. Auguſt 1911. 
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